
Demonstrieren wir gemeinsam gegen die Kriegspolitik!
Raus aus NATO und EU! Raus aus den volksfeindli-
chen Kriegstreiber-Bündnissen!

Der kommende NATO-Gipfel am 24.
und 25. Mai 2017 in Brüssel in Anwesen-
heit des ultrareaktionären Kriegshetzers
und Oligarchen Trump wird zu einer brei-
ten internationalen Mobilisierung der
Volksbewegung für Frieden und Demokra-
tie führen.
Wir, die europäischen Mitglieder der in-

ternationalen Konferenz der marxistisch-
leninistischen Parteien und Organisationen
(IKMLPO), unterstützen entschlossen
diese Massenaktion, diesen Protestmarsch
und die Kundgebungen, um die kriegstrei-
berische, militaristische und volksfeindli-
che Rolle von NATO und EU
anzuprangern.
Die NATO wurde 1949 gegen das sozia-

listische Lager und gegen die demokrati-
schen Oppositionskräfte der Arbeiter und
der Völker gegründet. Sie wurde aufge-
baut als Drohung, zur Provokation, als
nach innen wie außen gerichtete Kriegs-
maschine (es ist bekannt, dass geheime
Hinterland-Armeen eine Schlüsselrolle bei
der „Strategie der Spannung“ und beim fa-
schistischen Terrorismus spielten).
Diese aggressiv-verbrecherische Mili-

tärallianz blieb stets das Hauptwerkzeug
der US-imperialistischen Vorherrschaft zur
Unterjochung der europäischen Völker
und zur massiven Beschränkung ihrer na-
tionalen Souveränität.
Statt sich nach dem Zusammenbruch der

UdSSR aufzulösen, verstärkte die NATO
ihr aggressives Vorgehen und ihre Militär-
macht gerade außerhalb ihrer Grenzen,
ihre Ausdehnung insbesondere nach
Osten, ihre Strategie kontinentaler Kon-
trolle, ihre immer weiter ausgreifenden ei-
genen Aktivitäten und ihre Einkreisung
des imperialistischen Russland, das mit
einem umfassenden Programm der Auf-
rüstung und von Militäroperationen rea-
giert, mit dem Ziel, die politische Einheit
seiner Konkurrenten zu spalten.
Außerdem hat die NATO ihre Partner-

schaft mit Staaten wie Israel, Ägypten,
Kolumbien vertieft, während Trump ein
noch stärkeres Engagement der NATO im
so genannten Krieg gegen den Terror for-
dert.
Durch die Militärinterventionen der

NATO (Afghanistan, Libyen u.a.m.) wur-
den keine Probleme gelöst. Im Gegenteil,
sie wurden nur weiter vertieft. Die Folge:

Zahlreiche zivile Opfer, Grausamkeit, Zer-
störung, Ausbreitung reaktionärer Bürger-
kriege und riesige Flüchtlingsströme.
Auf dem Brüsseler Gipfel geht es um

die weitere Ausdehnung und die Militärin-
terventionen dieses Kriegstreiberblocks.
Die NATO und ihre Unterstützer schicken
Bataillone nach Polen, in die baltischen
Länder, nach Ungarn, während sie die ato-
mare Wiederaufrüstung vorantreiben und
ihren Militärapparat in Nordafrika und im
Mittleren Osten ausbauen, unter dem Vor-
wand des angeblichen Kampfes gegen den
dschihadistischen Terror, also gegen ein
Phänomen, das selbst aus der imperialisti-
schen Kriegspolitik und der Ausplünde-
rung der abhängigen Länder erwächst.
Einen weiteren Aspekt des Brüsseler

Gipfels bildet die Modernisierung des ato-
maren Arsenals, konsequent im Sinne der
schon von Obama und Clinton verfolgten
und von Trump heute weitergeführten
Linie, im Sinne des nationalistischen und
kriegshetzerischen Slogans „Macht das
US-Militär wieder groß!“
Die NATO ist, so erklärte jüngst der

neue Chef des Pentagons Mattis („Mad
Dog“) „die fundamentale Basis für die
Vereinigten Staaten“. In der Tat dient diese
imperialistische Organisation dazu, die
US-Weltvormachtstellung aufrecht zu er-
halten, die sich heute durch das Auftrump-
fen rivalisierender Mächte herausgefordert
sieht.
Trump hat zudem erklärt: „Wir unter-

stützen entschlossen die NATO… aber
unsre Partner müssen ihren finanziellen
Verpflichtungen nachkommen“. Gemeint
ist damit die weitere Steigerung der Mili-
tärausgaben auf letztlich 2 % des BIP.
Diese Last aber werden die Arbeiterklasse
und die Volksmassen zu schultern haben,
die schon genug unter den Folgen der
Wirtschaftskrise und der Sozialraubpolitik
leiden.
Trumps Diktat wurde augenblicklich

von den Führern der EU übernommen, die
sich gleichzeitig auf eine „Europäische
Verteidigungspolitik“ verständigten, na-
mentlich auf den Aufbau einer gemeinsa-
men Europäischen Armee, als Ergänzung
der NATO und ihr untergeordnet, um ihren
Anteil an der Beute zu sichern.
Die Europäische Union der Monopole

und ihre Mitglieder arbeiten – mit Unter-

stützung durch die Neoliberalen, die Sozi-
aldemokraten und die reformistischen Par-
teien – im Krisenmanagement und bei
ihren Militäroperationen (Ukraine, Bal-
kan, Afghanistan, Mittelmeer, Sudan, So-
malia etc.) eng mit der NATO zusammen.
Diese strategischen Beziehungen haben

eine neue Stufe erreicht, weil die EU auf
ihr Versagen mit einer noch aggressiveren
Strategie, mit Kriegs- und Militärinterven-
tionen nach außen sowie mit verschärfter
Reaktion, mit Rassismus und Repression
nach Innen reagiert.
Gleichzeitig mit dem Brüsseler Gipfel

führt die in den verschiedenen Ländern
ungleiche Entwicklung des Kapitalismus,
führen die zunehmenden ökonomisch-po-
li tischen Schwierigkeiten sowie die Versu-
che, deren Folgen den Konkurrenten auf-
zubürden, zu einer ernsten
Verschlechterung der Beziehungen zwi-
schen den imperialistischen und kapitalis-
tischen Mächten.
Heute – während die wirtschaftliche

Stagnation andauert und Armut um sich
greift – bedeutet „Globalisierung“ Vor-
fahrt für den Protektionismus; d.h. Zoll-
pflichten und Handelskriege, in der Folge
immer mehr Wettlauf um Märkte und
Handelsrouten, um Rohstoffe und Ener-
giequellen, um Wasser und fruchtbares
Land, um Einflusssphären und strategi-
sche Zonen. Auf dieser Basis gedeihen
Kriegspolitik und Wettrüsten. Die NATO
trägt ihr Banner voran zur Verteidigung
der wichtigsten Interessen ihrer Mitglieds-
staaten, speziell der USA. Eine Politik, die
zu Zerstörung, Tod und Wellen der Migra-
tion führt, die erbitterte Gegnerschaft in
zahlreichen Weltregionen entfacht – in
Osteuropa, Afrika, Mittelost, im Südchi-
nesischen Meer, auf der Koreanischen
Halbinsel, in der Arktis etc., aber Pro-
bleme auch im Weltraum und im „Cyber-
space“ hervorruft, die die Militarisierung
der Gesellschaft vorantreibt und die Bil-
dung imperialistischer Blöcke beschleu-
nigt, die zu einem allgemeinen Konflikt
führen kann.
All diese imperialistischen Mächte be-

reiten sich auf eine Neuaufteilung der Welt
durch Krieg vor. Neu aufkommender Na-
tionalismus, Chauvinismus, Rassismus,
Fremdenangst, Aufbau und Förderung
rechts- populistischer und faschistischer



Parteien – alles Kräfte, die im Namen der
„Nation“ zum Krieg aufhetzen und Hass
zwischen den Völkern verbreiten.
Die Bourgeoisie und ihre opportunisti-

schen Diener behaupten, es sei nötig, den
Militäretat ständig zu steigern und die Ge-
sellschaft mehr und mehr zu militarisie-
ren, um „Demokratie und westlichen
Lebensstil“ zu verteidigen –verlogene Lo-
sungen, aktiv verbreitet unter dem Vor-
wand, den volksfeindlichen Terrorismus
zu bekämpfen, der doch selbst ein Produkt

dieser imperialistischen Kriege ist. Solche
„Lösungen“ dienen einzig und allein dazu,
die Freiheiten und Rechte der Arbeiten-
den, der Gewerkschaften, der Jugend zu
beseitigen, die Politik der Verarmung fort-
zuführen und die Privilegien einer Min-
derheit von Ausbeutern zu schützen.
Die Angstpropaganda fürs Volk soll Le-

gitimierung vortäuschen für die Militari-
sierung der Wirtschaft und Unterstützung
einbringen für die Kriege im Interesse der
Kapitaleigner, der Reichen und der

Schmarotzer.
Die Masse der Menschen aber will

weder Krieg noch Reaktion noch neue
Opfer. Wir rufen sie auf: Vereinigen wir
unsere Kräfte, kämpfen wir gemeinsam
für Frieden und Freiheit der Völker, orga-
nisieren wir eine einheitliche Front und
mobilisieren wir zum Kampf gegen die
Kriegshetze, schließen wir uns dem Pro-
test gegen den Brüsseler NATO-Gipfel an
unter folgenden Forderungen:

* Nein zur NATO und zu einer Europäischen Armee, zu den Werkzeugen des Kriegs und des Terrors!
* Raus aus NATO, EU und allen volksfeindlichen Kriegstreiber-Verträgen!
* Sofortiger Rückzug aller ins Ausland entsandter Truppen!
* Stopp dem Rüstungswettlauf, drastische Kürzung der Rüstungsetats – Verwendung der Mittel für
Bedürfnisse der Arbeiter und des Volkes, für Gesundheit, Bildung, öffentliche Dienste!
* Wir fordern eine Welt ohne Atomwaffen!
* Nein zum Polizeistaat und zur Militarisierung der Gesellschaft! Kämpfen wir um die Verteidigung un-
sere errungenen demokratischen Freiheiten und Rechte!
* Nein zur militärischen Abrieglung der Grenzen gegen Migranten!
* Unterstützen wir den Kampf der unterdrückten Völker und Nationen gegen den Imperialismus!
* Nieder mit Nationalismus, Rassismus und Faschismus!

Hoch die internationale Solidarität der Arbeiter und der Völker!
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